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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Duisburg vom 15.07.2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Â 

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt die Anerkennung der Berufskrankheit (BK) nach Nr 4111 der
Anl 1 zur Berufskrankheitenverordnung (BKV) â�� Chronisch obstruktive Bronchitis
oder Emphysem von Bergleuten unter Tage im Steinkohlenbergbau bei Nachweis
der Einwirkung einer kumulativen Dosis von in der Regel 100 Feinstaubjahren â��
(BK 4111).

Der 1956 geborene KlÃ¤ger war als Auszubildender, angelernter Elektriker und
Elektrohauer vom 01.03.1973 bis 31.05.1973, 01.01.1975 bis 26.02.1976 und
29.05.1980 bis 30.11.2005 im Steinkohlenbergbau unter Tage tÃ¤tig.
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Mit Schreiben vom 02.09.2019 bat der KlÃ¤ger die Beklagte um PrÃ¼fung der
Anerkennung einer BK. Bei ihm sei am 08.05.2018 durch eine RÃ¶ntgenaufnahme
ein Lungenemphysem festgestellt und durch ein CT-Thorax vom 10.09.2018
bestÃ¤tigt worden. Seinem Antrag fÃ¼gte er einen Arztbrief des Facharztes fÃ¼r
Innere Medizin, Pneumologie und Allergologie Dr. H vom 08.05.2018 sowie einen
Befundbericht des Facharztes fÃ¼r Radiologie F vom 10.09.2018 bei.

Die Beklagte holte eine Auskunft der RAG Aktiengesellschaft vom 07.07.2020 zur
Art der TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers und den Feinstaubeinwirkungen unter Tage ein,
wonach fÃ¼r die Zeit von Februar 1975 bis November 2005 eine
Feinstaubbelastung von 26,68 Feinstaubjahren (FSJ) dokumentiert war.

In einer Stellungnahme des PrÃ¤ventionsdienstes vom 16.07.2020 ermittelte dieser
anhand der Auskunft der RAG und einer Befragung des KlÃ¤gers eine
Feinstaubbelastung von insgesamt 28,68 mg-FSJ und legte hierbei fÃ¼r die Zeit von
MÃ¤rz bis Mai 1973 eine weitere Belastung von 2 FSJ zugrunde.

Mit Bescheid vom 28.07.2020 lehnte die Beklagte die Anerkennung einer BK 4111
ab, da im Falle des KlÃ¤gers eine kumulierte Feinstaubbelastung von 28,68mg FSJ
anzunehmen sei und damit keine Einwirkungen vorlÃ¤gen, die zur Verursachung
der BK 4111 geeignet seien.

Zur BegrÃ¼ndung des hiergegen am 07.08.2020 eingelegten Widerspruchs trug der
KlÃ¤ger vor, er sei nicht der Auffassung, dass die berufsbedingten Belastungen
nicht ausreichend seien, um sein Lungenemphysem als BK anzuerkennen. Durch
eine Rauchgasvergiftung im Dezember 1993 habe er Asthma bekommen. Hierdurch
seien seine Bronchien sehr empfindlich. Der Prozess fÃ¼r ein Lungenemphysem sei
dadurch beschleunigt worden.

Mit Bescheid vom 17.11.2020 wies die Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck. Der
Berechnung der FSJ lÃ¤gen die dokumentierten Staubkonzentrationen
(Staubkarteien) des Mitgliedsunternehmens der Beklagten, der RAG Deutsche
Steinkohle AG, zugrunde. GrundsÃ¤tzlich mÃ¼sse unterstellt werden, dass diese
Angaben die tatsÃ¤chlichen frÃ¼heren ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse widerspiegeln, da
sie unter BerÃ¼cksichtigung bergbehÃ¶rdlicher Bestimmungen ermittelt worden
seien. Auf der Grundlage dieser Angaben sei eine berufliche Feinstaubbelastung in
HÃ¶he einer kumulativen Dosis von 28,68 FSJ berechnet worden. Die zur
Anerkennung der Voraussetzungen einer BK 4111 geforderte Feinstaubdosis iHv
100 FSJ werde somit weit unterschritten. MÃ¶gliche Folgen einer am Arbeitsplatz
aufgetretenen Rauchvergiftung seien nicht Gegenstand des Verfahrens. Ã�ber
diesen Sachverhalt werde ein Feststellungsverfahren eingeleitet.

Am 26.11.2020 hat der KlÃ¤ger beim Sozialgericht Duisburg (SG) Klage erhoben. Er
sei der Ã�berzeugung, dass die Ursache seines Lungenemphysems in seiner
TÃ¤tigkeit als Bergmann liege. Die Berechnung der Feinstaubbelastungen kÃ¶nne
so nicht zutreffen. Es sei bei den Schichten nicht dokumentiert worden, wo man
eingesetzt worden sei. Es habe unter Tage Baustoffanlagen gegeben, bei denen die
Rohrleitungen nicht immer dicht gewesen seien, sodass der Streckenvortrieb auch
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ohne Wasser oder mit wenig Wasser erfolgt und eine erhebliche Staubbelastung
entstanden sei. Auch bei der Reinigung oder bei Defekten der
Entstaubungsvorrichtungen sei es zu zusÃ¤tzlichen Staubbelastungen gekommen.
Eine hohe Staubbelastung sei weiterhin durch AbfÃ¶rdern des Kohlenguts Ã¼ber
eine Bandanlage entstanden. ZusÃ¤tzlich bestehe die MÃ¶glichkeit, dass eine
Rauchgasvergiftung nach einem Arbeitsunfall im Dezember 1993 fÃ¼r die
Beschleunigung und Erkrankung mit dem Lungenemphysem ursÃ¤chlich gemacht
werden kÃ¶nne.

Nach entsprechender AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das SG die Klage durch
Gerichtsbescheid vom 15.07.2021 abgewiesen. Es fehle bereits am Vollbeweis einer
fÃ¼r die Anerkennung der BK relevanten Exposition. Der Verordnungsgeber habe
mit der gesetzgeberischen Formulierung â��in der Regelâ��, die in vollem Umfang
einer Auslegung nach den Ã¼blichen juristischen Methoden zugÃ¤nglich sei,
zunÃ¤chst klarstellen wollen, dass er unter BerÃ¼cksichtigung der (natur-)
wissenschaftlichen Erkenntnisse selbst nicht in der Lage sei, eine abschlieÃ�ende
GrÃ¶Ã�e im Sinne eines absoluten Grenzwerts zu definieren. Die Frage, welcher
Einwirkungen es mindestens bedarf, um von â��in der Regelâ�� 100
Feinstaubjahren ausgehen zu kÃ¶nnen bzw um bei Vorliegen auch der anderen
Voraussetzungen die Anerkennung einer BK 4111 zu rechtfertigen, sei somit unter
Zuhilfenahme medizinischer, naturwissenschaftlicher und technischer Sachkunde
nach dem im Entscheidungszeitpunkt aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand
zu beantworten. Abgesehen von der BegrÃ¼ndung des Verordnungsgebers werde
dabei auch besonders die Stellungnahme des Ã�rztlichen SachverstÃ¤ndigenbeirats
â��Berufskrankheitenâ�� beim Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales vom
01.10.2006 bei der aktuellen Beurteilung des Tatbestandsmerkmals â��in der
Regelâ�� zu berÃ¼cksichtigen sein. Der Ã�rztliche SachverstÃ¤ndigenbeirat habe
am 01.10.2006 jedenfalls festgestellt, dass die Legaldefinition dieser
Berufskrankheit die Regelvermutung enthalte, dass bei einer kumulativen
Feinstaubdosis von 100 Jahren der Nachweis der UrsÃ¤chlichkeit des
Steinkohlenstaubs fÃ¼r die Entstehung der Bronchitis bzw des Emphysems erbracht
ist. Die Dosis von 100 Feinstaubjahren stelle keinen absoluten unteren Grenzwert
im Sinne eines Abschneidekriteriums dar. Unter BerÃ¼cksichtigung des
Raucherstatus und einer Unsicherheit der Messwerte von 5 % ergebe sich fÃ¼r
Nieraucher ein unterer Grenzwert der Verdoppelungsdosis fÃ¼r das
Erkrankungsrisiko von 86 Feinstaubjahren. FÃ¼r Raucher gelte ein Grenzwert von
100 Feinstaubjahren. FÃ¼r die Ermittlung der stattgehabten Einwirkungen sei
jeweils ein realitÃ¤tsgerechter MaÃ�stab zugrundezulegen, weil die Einwirkungen
im Sinne des Vollbeweises â�� also mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
â�� vorliegen mÃ¼ssten. Das Gericht habe bei seinen SchÃ¤tzungen deshalb eine
mÃ¶glichst an den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen angelehnte Berechnung
vorzunehmen. Insofern sei dem Recht der Berufskrankheiten eine sogenannte
â��worst-case-Betrachtungâ�� grundsÃ¤tzlich fremd. Die SchÃ¤tzung habe
vielmehr mÃ¶glichst realitÃ¤tsgerecht zu erfolgen, ohne dass zunÃ¤chst bzw von
vornherein Zu- oder AbschlÃ¤ge im Sinne einer worst- oder best-case Betrachtung
vorzunehmen seien. Allerdings kÃ¶nne im Einzelfall eine sogenannte worst-case-
Betrachtung ausreichen, wenn mit ihr eine Einwirkungsdosis errechnet werde, die
auf keinen Fall geeignet ist, die BK zu verursachen (BSG, Urteil vom 15.09.2011 â��
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B 2 U 25/10 R â�� in juris). Der KlÃ¤ger erreiche eine Dosis von â��in der Regel 100
FSJâ�� nicht ansatzweise. Die Beklagte habe bei der Ermittlung der FSJ die Angaben
des Arbeitgebers und die Angaben des KlÃ¤gers zugrunde gelegt. Sie habe
bezÃ¼glich des Zeitraumes, fÃ¼r den keine Angaben vorliegen, eine eigene
Berechnung vorgenommen, sodass die tatsÃ¤chlich nachgewiesene Feinstaubdosis
von 26,68 Staubjahren um zwei weitere Staubjahre zu erhÃ¶hen gewesen sei.
Damit liege der KlÃ¤ger jedoch noch immer weit unter einer Dosis von jedenfalls 86
FSJ bei Nierauchern. TatsÃ¤chlich sei der KlÃ¤ger jedoch kein Nieraucher, denn er
habe jedenfalls zeitweise geraucht.

Da bereits die arbeitstechnischen Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt seien mÃ¼sse
nicht geprÃ¼ft werden, inwieweit die Erkrankung des KlÃ¤gers einem
Krankheitsbild der BK 4111 entspricht.

Gegen den am 19.07.2021 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am
04.08.2021 Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung wiederholt er sein bisheriges
Vorbringen und trÃ¤gt nochmals vor, dass die durch die RAG ermittelten Daten
seiner Auffassung nach nicht zutreffen. Es sei ihm auf Nachfrage mitgeteilt worden,
dass es keine anderen Staubmessungen als die der Beklagten zur VerfÃ¼gung
gestellten gebe. Auch kÃ¶nne er die TÃ¤tigkeitscodierung der RAG nicht entziffern.
Daher zweifele er deren Berechnungen an. Zudem seien Staubmessungen nur
zwischen der Teilschnittmaschine und dem ca 30 m hinter dieser Maschine
aufgebauten Entstauber gemacht worden. Sein Arbeitsbereich habe aber meist
hinter diesem Entstauber gelegen, wo die Staubbelastung deutlich hÃ¶her gewesen
sei. Er habe zudem drei Kollegen ausfindig gemacht, die ebenfalls ein
Lungenemphysem hÃ¤tten. Er kÃ¶nne nicht verstehen, dass diese Kollegen auch
ein Lungenemphysem hÃ¤tten, obwohl es laut Auffassung der Beklagten unter Tage
so wenig Staub gegeben habe. Bei einem dieser Kollegen sei eine
rentenberechtigende BK anerkannt worden.

Der KlÃ¤ger beantragt (sinngemÃ¤Ã�),

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Duisburg vom 15.07.2021 zu Ã¤ndern und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 28.07.2020 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 17.11.2020 zu verurteilen, bei ihm eine
Berufskrankheit nach Nr 4111 der Anlage zur BKV anzuerkennen und
Verletztenrente nach einer MdE von mindestens 20 vH bewilligen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Zur weiteren BegrÃ¼ndung hat sie eine arbeitstechnische Stellungnahme des
PrÃ¤ventionsdienstes vom 07.01.2021 vorgelegt, wonach sich keine Anhaltspunkte
fÃ¼r eine hÃ¶here Feinstaubbelastung, als bisher berechnet, ergeben haben. Die
Staubmessungen seien in dem Bereich durchgefÃ¼hrt worden, in dem einerseits
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Personen tÃ¤tig gewesen und andererseits die hÃ¶chsten Staubkonzentration
aufgetreten seien. Anhaltspunkte, die gegen eine korrekte Dokumentation und
Auswertung seitens der RAG sprÃ¤chen, ergÃ¤ben sich nicht.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte sowie der Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen, der
Gegenstand der Entscheidung gewesen ist.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung, Ã¼ber die der Berichterstatter mit Zustimmung der
Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§Â§ 155 Abs 3 und 4, 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
anstelle des Senats ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden kann, ist
unbegrÃ¼ndet.

Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der Bescheid vom 28.07.2020 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 07.11.2020 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger hat
keinen Anspruch auf Anerkennung des Versicherungsfalls der BK 4111 und
GewÃ¤hrung einer Verletztenrente.

VersicherungsfÃ¤lle der gesetzlichen Unfallversicherung sind ArbeitsunfÃ¤lle und
BK, Â§ 7 Abs 1 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII). BK sind Krankheiten, die
die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates als
BK bezeichnet und die Versicherte infolge einer den Versicherungsschutz nach den 
Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit erleiden. Aufgrund der
ErmÃ¤chtigung in Â§ 9 Abs 1 SGB VII hat die Bundesregierung die BKV vom
31.10.1997 (BGBl I, Seite 2623) erlassen, in der die derzeit als BK anerkannten
Krankheiten aufgefÃ¼hrt sind.

Bei einer Listen-BK lassen sich im Regelfall folgender Tatbestandsmerkmale
ableiten, die gegebenenfalls bei einzelnen Listen-BK einer Modifikation bedÃ¼rfen:
Die Verrichtung einer â�� grundsÃ¤tzlich â�� versicherten TÃ¤tigkeit (sachlicher
Zusammenhang) muss zu Einwirkungen von Belastungen, Schadstoffen oder
Ã¤hnlichem auf den KÃ¶rper gefÃ¼hrt haben (EinwirkungskausalitÃ¤t), und die
Einwirkungen mÃ¼ssen eine Krankheit verursacht haben (haftungsbegrÃ¼ndende
KausalitÃ¤t). Dass die berufsbedingte Erkrankung ggf den Leistungsfall auslÃ¶sende
Folgen nach sich zieht (haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t), ist keine Voraussetzung
einer Listen-BK. Wie bei einem Arbeitsunfall mÃ¼ssen die â��versicherte
TÃ¤tigkeitâ��, die â��Verrichtungâ��, die â��Einwirkungâ�� und die
â��Krankheitâ�� im Sinne des Vollbeweises â�� also mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit â�� vorliegen. FÃ¼r die nach der Theorie der wesentlichen
Bedingung zu beurteilenden UrsachenzusammenhÃ¤nge genÃ¼gt indes die
hinreichende Wahrscheinlichkeit, allerdings nicht die bloÃ�e MÃ¶glichkeit (vgl BSG,
Urteil vom 04.07.2013 â�� B 2 U 11/12 R â�� in juris).

BKen sind gemÃ¤Ã� Â§ 1 BKV die in der dortigen Anl 1 bezeichneten Krankheiten,
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die der Versicherte infolge einer den Versicherungsschutz des SGB VII
begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit erleidet. Hierzu zÃ¤hlt auch die durch den KlÃ¤ger
geltend gemachte BK 4111. Die Voraussetzungen fÃ¼r die Feststellung des
Vorliegens dieser BK liegen nach og MaÃ�stab jedoch nicht vor. Zwar war der
KlÃ¤ger als abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs 1 Nr 1 SGB VII wÃ¤hrend
seiner TÃ¤tigkeit als Elektriker bzw Elektrohauer versichert. Die Voraussetzungen
der BK 4111 lassen sich hingegen nicht feststellen.

Es kann bereits das Vorliegen einer zur Anerkennung der BK 4111 notwendigen
hinreichenden Feinstaubbelastung nicht mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit festgestellt werden. Zur BegrÃ¼ndung nimmt der Senat auf die
erstinstanzliche Entscheidung Bezug und sieht insoweit von einer weiteren
Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab (Â§ 153 Abs 2 SGG).

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aufgrund der BerufungsbegrÃ¼ndung. Auf die
mit Schriftsatz vom 07.12.2021 vorgetragenen EinwÃ¤nde des KlÃ¤gers gegen die
Staubmessungen bei der RAG ist die PrÃ¤ventionsabteilung der Beklagten mit
Stellungnahme vom 07.01.2022 erschÃ¶pfend eingegangen und hat mit
nachvollziehbarer BegrÃ¼ndung dargelegt, weshalb sich hieraus keine hÃ¶here
Belastung ergibt. Insbesondere hat sie dargelegt, dass die Staubmessungen in dem
Bereich durchgefÃ¼hrt wurden, in dem einerseits Personen tÃ¤tig und andererseits
die hÃ¶chsten Staubkonzentrationen aufgetreten waren. Im rÃ¼ckwÃ¤rtigen
Bereich sind darÃ¼ber hinaus ergÃ¤nzende Messungen durchgefÃ¼hrt worden, um
mÃ¶gliche zusÃ¤tzliche Feinstaubquellen zu finden und abzustellen. In
Teilschnittmaschienenvortrieben wurde die Staubbelastung durch BedÃ¼sung der
MeiÃ�el reduziert. Die aus den Entstaubern austretenden Wetter enthielten nur
extrem niedrige Feinstaubgehalte. Der abgeschiedene Feinstaub wurde abgesackt
und in SÃ¤cken abtransportiert. Der Senat sieht insofern weder Anlass noch
Ansatzpunkte fÃ¼r weitergehende Ermittlungen.

Soweit der KlÃ¤ger weitere Person benannt hat, die ebenfalls Verfahren gegen die
Beklagte wegen Anerkennung der BK 4111 fÃ¼hren bzw gefÃ¼hrt haben, fÃ¼hrt
auch dies zu keiner anderen Beurteilung. MaÃ�gebend sind allein die konkreten
Arbeitsbedingungen des KlÃ¤gers. Es ist nicht ersichtlich oder vorgetragen, auf
welche Weise die durch den KlÃ¤ger benannten Personen in diesem
Zusammenhang zur SachverhaltsaufklÃ¤rung beitragen kÃ¶nnten. Auch insofern
sieht der Senat keinen Ansatz fÃ¼r weitergehende Ermittlungen.

Die Beweislast fÃ¼r die erforderliche Feinstaubbelastung trÃ¤gt der KlÃ¤ger.
Insofern reicht es nicht aus, wenn dieser die Richtigkeit der Staubmessungen durch
die RAG lediglich anzweifelt. Erforderlich wÃ¤re insofern der Nachweis einer
hÃ¶heren Feinstaubbelastung.

Der Vortrag des KlÃ¤gers ist aber nicht geeignet, die auf Grundlage der Staubkartei
der RAG unter BerÃ¼cksichtigung seiner TÃ¤tigkeiten und Schichtbelastungen
ermittelten Werte der Feinstaubbelastung zu widerlegen und eine hÃ¶here
Belastung nachzuweisen.
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Aus den genannten GrÃ¼nden kann die Berufung des KlÃ¤gers nicht zum Erfolg
fÃ¼hren.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Anlass zur Zulassung der Revision besteht nicht, da die Voraussetzungen gemÃ¤Ã� 
Â§ 160 Abs 2 SGG nicht erfÃ¼llt sind.

Â 

Erstellt am: 28.09.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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